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An die Parlamentsdirektion 

Dr.-Karl-Renner-Ring 3 

1017 Wien 

 

Via Webseite  

 

Wien, am 17. Juni 2025   

 

Stellungnahme zum selbständigen Antrag betreffend 
Elektrizitätswirtschaftsgesetz – ElWG 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 

Die Bundeskammer der Ziviltechniker:innen erlaubt sich zum oben genannten Antrag folgende 

Stellungnahme abzugeben: 

 

Zu § 49 ElWG: 

Die Bundeskammer begrüßt die gem. § 49 Abs. 2 weiter bestehende Möglichkeit der 

Haushaltskund:innen, gegenüber dem Netzbetreiber der Speicherung und Übertragung von 

Tages- und Viertelstundenenergiewerten zu widersprechen. Die gewählte Variante muss dabei 

jedenfalls weiterhin klar am Gerät ersichtlich sein. Auch erscheint die aufgezählte 

Einschränkung des Opt-Out für bestimmte Verbraucher:innen nachvollziehbar. Im Hinblick 

darauf ist es aus unserer Sicht umso wichtiger, die Konsument:innen zeitgerecht und umfassend 

über ihre Rechte zu informieren.  

 

Nicht nachvollziehbar ist dagegen die in § 49 Abs. 3 Z 3 neu vorgesehene Regelung, dass ab 1. 

April 2029 bei allen Endkund:innen unbeschadet des Abs. 2 die Viertelstundenenergiewerte 

auszulesen und zu übertragen sind. Auch in den Erläuterungen findet sich keinerlei Begründung, 

warum die Wahlfreiheit eines Opt-Out ab diesem Zeitpunkt nicht mehr zur Anwendung gelangen 

sollte. Wir regen daher an, die Z 3 ersatzlos zu streichen.  

 

Zu § 50 ElWG: 

Eine gesetzliche Regelung für den Ausfall einzelner Viertelstundenenergiewerte erscheint 

grundsätzlich zweckmäßig. Kritisch zu hinterfragen ist allerdings, ob die Informationspflicht 

gem. Abs. 5 über auf Ersatzwerten gebildete Energiewerte ausreichend ist. Aus unserer Sicht 

muss den Endkund:innen, wie auch in § 51 vorgesehen, die Möglichkeit eingeräumt werden, bei 

Abweichungen von den tatsächlichen Werten, eine unentgeltliche Rechnungskorrektur 

einzufordern. 

 

Um Berücksichtigung der Stellungnahme wird ersucht! 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

BR h.c. Dipl.-Ing. Klaus Thürriedl 

Vizepräsident 

dpemberger
Rundsiegel


